
Die Arbeit war gekennzeichnet durch den Willen, Licht in das 
Dunkel um die Nervenklinik Waldheim zu bringen. Wir möchten 
betonen, daß bei allen Sitzungen eine sachliche Atmosphäre be­
standen hat. Es gab keinerlei parteipolitische Interessen. Leider 
war die Mitarbeit aller benannten Abgeordneten recht unter­
schiedlich, da sie durch andere Aufgaben in den Widerstreit der 
Pflichten kamen. So waren an der Ausarbeitung dieses Berichtes 
die Vertreter der SPD und der DSU nicht beteiligt.

Bei unserer Arbeit konnten wir bisher nur auf die Nervenkli­
nik Waldheim eingehen. Auch hier sind wir mit unseren Unter­
suchungen nicht zu Ende gekommen, so daß dieser Bericht nur 
ein Zwischenbericht sein kann. So ging uns gestern beispielwei­
se noch eine Mitteilung eines ehemaligen Patienten ein, die 
überprüft werden muß.

Auch möchten wir nicht unerwähnt lassen, daß der ehemalige 
verantwortliche Arzt, Herr Dr. Poppe, einer Einladung des Aus­
schusses nicht folgte und durch seinen Rechtsanwalt eine Befra­
gung erst für Mitte Oktober in Aussicht gestellt wurde. In unsere 
Arbeit wurden auch nicht Untersuchungen aufgenommen, die 
zuvor den Veröffentlichungen des „Stern“ zu Verhältnissen in 
einigen kinderpsychiatrischen Einrichtungen eine Aussage ma­
chen könnten. Hier lag uns der Bericht einer Regierungskom­
mission vor, aus dem klar hervorging, daß es sich in den darge­
stellten Fällen um bauliche, technisch-materielle und medizi­
nisch-fachliche Belange handelte, die durch das Ministerium für 
Gesundheitswesen geklärt werden müssen.

Zum politischen Mißbrauch der Psychiatrie: In der psychiatri­
schen Klinik Waldheim kam es zu Mißbräuchen des Einwei­
sungsgesetzes, wenn auch nachweisbar „kein psychisch norma­
ler Bürger“ wegen seiner politischen Überzeugung oder Hand­
lung einer psychiatrischen Zwangshospitalisation unterzogen 
wurde. Es muß darauf hingewiesen werden, daß es auch unter 
psychiatrischen Fachleuten schwierig ist, gesund und krank im 
Grenzbereich zuverlässig voneinander abzugrenzen. Nicht nur 
die fließenden Übergänge zwischen gesund und krank sind hier 
problematisch, es existieren auch Krankheitsbilder, deren mini­
male Symptomatik es durchaus möglich machen könnte, den 
Personenkreis der psychisch Kranken unzulässig auszuweiten. 
Dies muß gesagt werden, wenn Personen mit Hilfe einer Diagno­
se derartig klassifiziert werden.

Die Problematik wird am Beispiel sichtbar: Ein Bürger, dessen 
psychischer Zustand als „manische Episode“ bezeichnet wurde, 
hat in einer Phase euphorischer Selbstüberschätzung, gesteiger­
ten Antriebs sich zu politischen Aktivitäten genötigt gesehen. Er 
wollte mit Präsident Reagan korrespondieren, im Fernsehen spre­
chen und versuchte, mit Politikern zu telefonieren. Alles in der Ab­
sicht, einen Beitrag für den Frieden zu leisten. Man bestellte ihn 
auf das Rathaus. Die Anwesenheit eines Psychiaters war organi­
siert. Nach einer ergebnislosen Diskussion mit dem Bürgermei­
ster und dem Vertreter für Inneres wurde er nach dem Einwei­
sungsgesetz in die psychiatrische Klinik Hochwaitchen eingelie­
fert. Ein Krankenwagen befand sich vor dem Rathaus, zwei Kran­
kenpfleger nahmen ihn unter der Drohung, man werde ihm eine 
Zwangsjacke anlegen im Falle einer Weigerung, mit. Nach dem 
Einweisungsgesetz wäre hier nur eine Unterbringung in einer 
psychiatrischen Klinik möglich gewesen, wenn eine ernste Gefahr 
für das Zusammenleben der Bürger existiert hätte. Das ist der 
Text des Gesetzes. Diese Gefahr hat nicht bestanden. Es ist bedau­
erlich, daß die Staatsanwaltschaft auch heute noch nicht bereit ist 
einzusehen, daß es sich hier um eine unrechtmäßige Freiheitsbe­
raubung gehandelt hat. Für sie ist diese Gefahr nach dem damali­
gen Rechtsverständnis gegeben gewesen und somit auch heute 
noch diese Handlung rechtens. Es konnte nachgewiesen werden, 
daß Patienten, von denen vermutet bzw. befürchtet wurde, daß sie 
bei Großveranstaltungen als potentielle Störenfriede auftreten 
könnten, eine präventive Einweisung erfolgte, auch in die Klinik 
Waldheim. Dies geschah wiederum unter mißbräuchlicher An­
wendung des Einweisungsgesetzes.

Modifiziert sind derartige oder ähnliche Praktiken republik­
weit geübt worden. Auf dem Dienstweg wurde in Vorbereitung 
derartiger Veranstaltungen über Bezirks- und Kreisärzte ange­
wiesen, welche Patienten während dieser Zeit nicht beurlaubt 
werden durften.

Es ist nicht bekannt, daß Ärzte, die diese Anweisung nicht be­
folgten, staatlicherseits gemaßregelt worden wären. Alle Ärzte 
aber, die sich um einen engen und vertrauensvollen Kontakt mit 
den staatlichen Organen und auch selbstverständlich um einen 
solchen mit dem Ministerium für Staatssicherheitsdienst be­
mühten, führten diese Weisung dienstfertig aus.

Es bestehen klare Verdachtsmomente, daß dem Staatssicher­
heitsdienst der Zugriff in medizinische Akten und damit zu Da­
ten von Patienten möglich war. Nach den Mitteilungen eines 
Mitgliedes des Sonderausschusses zur Auflösung des Ministe­
riums für Staatssicherheit ist Dr. Poppe selbst Mitarbeiter des 
Ministeriums für Staatssicherheit gewesen (Dr. Poppe selbst be­
streitet dies). Damit wurde die gesetzlich garantierte ärztliche 
Schweigepflicht, deren Bruch sogar strafrechtlich geschützt 
wird, verletzt.

Mehrfach ließe sich feststellen, daß Bagatellkriminalität zu 
langfristigen Begutachtungen führt. Die Gutachtendauer stand 
dabei in keinem Verhältnis zur Schwere des Deliktes. Die Unter­
bringung zur Begutachtung in der Psychiatrischen Klinik Wald­
heim bekam somit fast den Charakter einer unangemessenen 
Ersatzstrafe.

Allgemeinmedizinische Betreuung in der Nervenklinik Wald­
heim: Die Nervenklinik Waldheim macht auf ihre Besucher 
einen katastrophalen Eindruck. Sie ist eine Nebenstelle der Ner­
venklinik Hochweitschen und hat den Charakter einer foren­
sisch-psychiatrischen Klinik, das heißt, daß hier Menschen zur 
Betreuung und Behandlung untergebracht werden, die ein 
Straftat begangen haben, die aber auf Grund ihres psychischen 
Zustandes nicht haftbar sind, jedoch die Gefahr der Straftatwie­
derholung nicht ausgeschlossen werden konnte.

Wir müssen dies als eine Art Sicherheitsbewahrung ansehen.

Außerdem wurden aus allen Teilen der DDR besonders 
schwer führbare Patienten nach Waldheim verlegt. Des weiteren 
erfolgte in diese Klinik auch die Einweisung von Patienten, die 
einer Begutachtung im Zusammenhang mit einer Straftat unter­
zogen werden sollten.

Die Klinik Waldheim hat innerhalb der psychiatrischen Klini­
ken der DDR eine Sonderstellung. Die Nervenklinik Waldheim 
ist in dem ehemaligen Frauengefängnis der Strafvollzugsanstalt 
Waldheim eingerichtet worden. Die Gebäude wurden um 1880 
erbaut. In den letzten Jahren erfolgten nur ganz vereinzelt eini­
ge unbedingt notwendige Rekonstruktions- und Reparaturar­
beiten. Die hygienischen Verhältnisse entsprechen in keiner 
Weise den heutigen Anforderungen an ein Krankenhaus.

Eine kontinuierliche Behandlung und Betreuung erfolgt prak­
tisch nicht. Maßnahmen einer modernen psychiatrischen Thera
pie, wie beispielsweise eine gezielte Arbeitstherapie oder ein Be__________
handlungsplan existierten nicht. Die Patienten wurden lediglich 
verwahrt, was auch dadurch belegt wird, daß sie von 18.00 Uhr 
bis 6.00 Uhr in ihre Zelle eingeschlossen wurden. Dort konnten 
sie ihre Notdurft nur in offene Eimer oder Plastenachttöpfe ver­
richten. Eine kontinuierliche ärztliche Behandlung war nicht ge­
geben, da in den letzten Jahren ein Arzt nur einmal pro Woche 
für wenige Stunden anwesend war. Bei Notfällen oder besonde­
ren Ereignissen mußte der diensthabende Arzt ca. 20 km ent­
fernt in der Hauptklinik telefonisch benachrichtigt werden.

Eine Therapie wurde in solchen Fällen auch dann meist telefo­
nisch angesetzt, ohne daß der Patient ärztlich untersucht wurde. 
Es kam auch vor, daß Patienten nicht, wie im Einweisungsgesetz 
vorgeschrieben, bei einer stationären Aufnahme sofort fachärzt­
lich untersucht wurden. Oft vergingen mehrere Tage, bis diese 
Untersuchung erfolgte.

Das mittlere medizinische Personal hatte mehr die Funktion 
eines Bewachers, als die eines medizinischen Betreuers. Unter 
bestimmten Umständen wurden Patienten über mehrere Tage 
in den sogenannten Bunker gesperrt. Die Isolierung zur Krisen­
intervention ist eine durchaus übliche Methode, jedoch hat sie 
nach ärztlicher Anweisung und unter ständiger ärztlicher Kon­
trolle zu erfolgen.
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